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Geleitwort

Dieses Buch, genauer meine These von der hierzulande unzu-
reichenden kommunalen Selbstverwaltung, widme ich mei-
nem Speyerer Mitbürger und Ehrenbürger der Stadt Speyer 
Bernhard Vogel. Seine Gedanken und Erinnerungen bei Be-
gegnungen und Wanderungen, in Vorträgen und Texten sind 
stets anregend.

Jüngst erschien über ihn mit dem bezeichnenden Titel 
„Klares Ziel und langer Atem“ eine Biografi e von Christopher 
Beckmann mit einem Gespräch zwischen Bernhard Vogel und 
Michael Rutz. Darin äußert Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Bernhard 
Vogel, Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz (1976–1988) 
und von Thüringen (1992–2003), im Zusammenhang mit sei-
nem Weg zur Politik als Beruf Einsichten, die meiner Denk-
weise entsprechen. Sie fördern mein Anliegen, Gemeinden in 
Deutschland aus ihrer Ohnmacht zu befreien und ihnen mehr 
politische Entscheidungskompetenzen zu verleihen. Einschlä-
gige Aussagen (auf Seite 250) lauten: „(…) die Kandidatur für 
einen Gemeinderat sei ja eigentlich noch keine politische Tä-
tigkeit.“ Mehr noch: „Rückblickend bin ich bis heute dank-
bar für die paar Jahre in einem kommunalen Parlament.“ Er 
führt aus: „Im Landtag sprechen sie über die Kindergärten, im 
Stadtrat von Heidelberg sprechen sie über den Kindergarten 
im Pfaffengrund (…).“

Rein rechtlich betrachtet ist der Gemeinderat, auch der 
Kreistag, ein Verwaltungsorgan für kommunale Aufgaben, 
während das Land kommunalpolitische Entscheidungen 
trifft. Das sog. kommunale Parlament besitzt nur ein äußerst 
beschränktes Satzungsrecht. Man müsste es um Rechtset-
zungsbefugnisse erweitern, um die Gemeinden zur Kommu-
nalpolitik zu ertüchtigen.

Gegenwärtig läuft die Entwicklung konträr. Statt einen 
Kompetenztransfer von Ländern auf Kommunen zu errei-
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chen, werden dem Bund im Rahmen eines Finanzausgleichs 
die Renovierung von Schulen und die Finanzierung von Fahr-
radwegen zugebilligt. Bernhard Vogel moniert auf Seite 283 
von genannter Biografi e: „Die Länder haben sich einen Teil 
ihrer Souveränität gegen Geld abkaufen lassen. (…) Die Län-
der haben zu wenig Geld und der Bund hat genügend Geld 
(…).“

Über viel zu wenig Geld verfügen indessen die Kommu-
nen. Hier wäre der Hebel, um den sich alles dreht. Das Steu-
eraufkommen müsste zu ihren Gunsten umverteilt werden, 
damit sie ihre ureigensten örtlichen Aufgaben selbst gestal-
ten – nicht bloß selbst verwalten – können. Im Übrigen wird 
in der Kommunalpraxis und im Kommunalrecht von kom-
munalen Selbstverwaltungsaufgaben gesprochen, obwohl der 
Löwenanteil aus staatlichen Auftragsangelegenheiten und 
Pfl ichtaufgaben besteht.
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Vorwort

Deutschland gibt gewollt und sukzessiv seit Jahrzehnten 
Souveränitätsrechte an die Europäische Union ab. Der Bund 
kompensiert dies teilweise durch neue Zuständigkeiten bei 
Ländern und Kommunen (z. B. im Bereich von Bildung, ins-
besondere von Hochschulen und Schulen). Die Länder ver-
lieren partielle Kompetenzen nach oben, haben eigene Ge-
setzgebungsmaterien gewonnen (z. B. das Beamtenrecht) und 
nehmen verstärkt Einfl uss auf Gemeinden und Gemeinde-
verbände (z. B. im Wege von Aufgaben- und Gebietsreformen 
und des „goldenen Zügels“). Die kommunale Selbstverwal-
tung gerät damit weiter unter Druck. Es stellt sich überhaupt 
die Frage, wer denn eine Stadt steuert. Im Schrifttum fi ndet 
man erstaunlicherweise keine erkleckliche Antwort.

Wer den Staat steuert, wer die Machthaber im Staat sind, 
damit befassen sich seit der Antike Staatsphilosophen, Theo-
logen, Historiker, Politik- und Sozialwissenschaftler. Deren 
Argumente kreisen vornehmlich um Demokratie und Dikta-
tur, Monarchie und Republik, Feudalismus und Klassenge-
sellschaft, Zentralismus und Föderalismus, um Parteien, Äm-
terpatronage, Lobbying, Wahlverhalten, Koalitionsbildung 
usw.

Für obige Fragestellung könnte man die Auffassung ver-
treten, dass jeder größere Staat – einerlei, welche Verfassung 
und Wirklichkeit ihn leiten – von etwa 200 Personen gesteu-
ert wird. Sie gehören den Eliten in Politik, Wirtschaft, Me-
dien, Sport, Justiz, Militär, Kirchen, Kultur und Wissenschaft 
an, begegnen einander und viele kennen sich. Das Potenzial 
guter Bekannter – oft Duzfreunde – liegt offenbar bei dieser 
Zahl von Menschen. Man weiß voneinander mancherlei: Aus-
bildung, Berufe, Familie, Hobbies, Wohnorte, Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse, Charaktereigenschaften und vor 



8

allem Interessen. Gerade letztere haben zur Folge, dass man 
zugunsten oder zulasten anderer interveniert.

Und wer herrscht in der Stadt? Lässt sich das staatliche 
Modell auf die kommunale Ebene übertragen? Funktioniert 
eine Stadt vielleicht ganz anders? Wer zieht die örtlichen Fä-
den? Wer nimmt Einfl uss auf Kommunalpolitik und öffentli-
che Dienstleistungen, auf Bürgerschaft, Bebauung, Flächen-
nutzung, Kultur, Sport und die Unternehmen in der Stadt? 
Sind es nur wenige Personen im Stadtrat, eventuell die Frak-
tionsvorsitzenden? Steuern die Bürgermeister und Landräte 
das kommunale Schiff? Oder sind es die kenntnisreichen und 
erfahrenen Oberamtsräte, soweit sie die Vorlagen zimmern? 
Mischen Dritte mit, womöglich Vertreter von Unternehmen, 
Verbänden, Medien, Bürgerinitiativen? Besitzen Städte und 
Dörfer überhaupt autonome und fi nanzielle Spielräume, um 
sich selbst verwalten zu können? Ist es eher Fremdbestim-
mung, wenn vor allem Landesgesetzgebung und Landesbe-
hörden mit engmaschigen Gesetzen und Verordnungen und 
immanenten Aufl agen, Genehmigungen, Ge- und Verboten, 
Aufsichtsmaßnahmen, Fördermitteln, Beihilfen, Kostenentlas-
tungen usw. aufwarten? Ist kommunale Selbstverwaltung le-
diglich eine formale Begriffshülse zur Befriedung der Bürger? 
Wird sie von Juristen nur wie eine Monstranz vorangetragen? 
Hat sich die derzeit praktizierte Selbstverwaltung sogar über-
lebt und wie kann sie aktiviert werden, um emanzipierte Bür-
ger zu gewinnen? Wer soll das kommunale Schiff steuern? 
Bei einem Schiff weiß man: Der Steuermann führt das Ruder, 
der Kapitän bestimmt den Kurs und der Reeder legt die Route 
fest. Aber wie ist es bei einer Stadt?

Die vier folgenden Kapitel wollen Probleme aufzeigen 
und Lösungsansätze bieten. In den ersten beiden Kapiteln 
werden die wesentlichen Schwachstellen der in Deutschland 
geübten kommunalen Selbstverwaltung ergründet und der 
Anschein von Selbstverwaltung begründet. Nach meiner Auf-


